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VERKEHRSRECHT

REPARATURKOSTEN

Auch bei Abtretung kein Anspruch auf Lackiererrechnung
|  Durch die Abtretung wird ein Anspruch inhaltlich nicht verändert. Deshalb muss die Rech-
nung des Lackierers an die Werkstatt auch dann nicht offengelegt werden, wenn die Werkstatt 
die restlichen Reparaturkosten aus abgetretenem Recht des Geschädigten einklagt. So ent-
schied es das Landgericht (LG) Bremen.  |

Das war geschehen
Am 22.1.2020 wurde der PKW der Geschädigten bei einem Verkehrsunfall durch den haftpflicht-
versicherten PKW eines Versicherungsnehmers der Beklagten beschädigt. Die Beklagte teilte 
der Geschädigten wenig später mit, dass sie für den Schaden an ihrem Fahrzeug dem Grunde 
nach aufkommen wird. Die Geschädigte ließ ihren PKW bei der Klägerin reparieren. Die Kläge-
rin stellte anschließend Leistungen in Höhe von rund 3.000 Euro in Rechnung, hiervon rund 1.160 
Euro netto als Fremdleistungen für Lackierarbeiten. Auf Nachfrage der Beklagten übermittelte 
die Klägerin der Beklagten lediglich eine geschwärzte Rechnung des ausführenden Lackierun-
ternehmens an die Klägerin. Nach den Zahlungen der Beklagten verblieb ein offener Restbe-
trag in Höhe von rund 1.900 Euro. Die Geschädigte trat ihre Ansprüche aus dem Haftpflichtscha-
den an die Klägerin ab. Mit anwaltlichem Schreiben forderte die Klägerin die Beklagte auf, den 
Restbetrag zu zahlen.

Die Beklagte zahlte aber nicht. Als Grund nannte sie unter anderem: Sie könne die geschwärzte 
Rechnung nicht berücksichtigen. Ihr stehe daher ein Leistungsverweigerungsrecht oder ein  
Zurückbehaltungsrecht zu.

Unterschiedliche Sichtweise der gerichtlichen Instanzen
Während das Amtsgericht (AG) der Beklagten noch überwiegend Recht gegeben hatte, sah das 
LG dies anders. Das LG: Es kommt nicht darauf an, dass die Werkstatt – anders als der Geschä-
digte selbst – die Rechnung hat und offenlegen könnte. Es kommt nur darauf an, dass die von 
der Werkstatt an den Geschädigten berechneten Lackierungskosten dem Vereinbarten oder 
dem Üblichen entsprechen. Der Versicherer hätte allenfalls dann gegenüber der klagenden 
Werkstatt einen Anspruch auf Offenlegung der Fremdleistungskosten, wenn der Geschädigte 
einen entsprechenden Anspruch gegen die Werkstatt aus dem mit ihr geschlossenen Werkver-
trag hätte. Mangels eigener Rechtsbeziehungen zwischen der Werkstatt und dem Versicherer 
können die Ansprüche infolge der Abtretung nicht weiter gehen als in Fällen, in denen keine 
Abtretung erfolgt ist.

Gängige Praxis: Einzelleistungen durch Subunternehmen
Hintergrund: Der Geschädigte schließt mit seiner Werkstatt einen Reparaturvertrag, dem die 
Berechtigung innewohnt, dass die beauftragte Fachwerkstatt Subunternehmer für einzelne 
Leistungen heranziehen kann, die sie selbst nicht erbringen kann; dies ist zumeist die gängige 
Praxis. Mangels Rechtsbeziehung zwischen dem Geschädigten und dem Subunternehmer hat 
der Geschädigte gegen den Subunternehmer keinen Anspruch auf Offenlegung der Rechnung.

Auch aus dem Werkvertrag mit der beauftragten Fachwerkstatt kann der Geschädigte die  
Offenlegung der Fremdleistungsvereinbarung mit dem Subunternehmer nicht verlangen. Der 
Geschädigte hat „nur“ die Pflicht, die angefallenen Reparaturkosten dem Schädiger gegenüber 
geltend zu machen. Dieser Pflicht wird er durch Vorlage der Reparaturkostenrechnung gerecht.

QUELLE  |  LG Bremen, Urteil vom 22.12.2021, 4 S 187/21, Abruf-Nr. 228210 unter www.iww.de
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Gestaltung der Reparaturpreise ist Werkstattsache
|  Bei einer Unfallschaden-Reparatur kontrollieren regulierende Versicherungen die Rech-
nungspositionen sehr genau. In einem Fall des Amtsgerichts (AG) Bergisch-Gladbach führte 
dies allerdings zu weit.  |

Vor der Lackierung eines Unfallschadens musste das Kfz besonders gründlich gereinigt werden 
und am Ende der Schleifarbeiten musste der Schleifstaub entfernt werden. Das war unstreitig. 
Der Versicherer meinte jedoch, das dürfe nicht gesondert berechnet werden, sondern dies sei 
bereits in den Lackierkosten eingepreist. Das hat das AG Bergisch-Gladbach anders gesehen.

Das AG stellte klar: Die Werkstatt ist nicht gezwungen, ihre Leistung in der vom Versicherer für 
richtig gehaltenen Weise zu kalkulieren. Doch selbst, wenn das anders wäre, unterfiele das dem 
Werkstattrisiko, das dem Schädiger zuzurechnen ist. Dem Geschädigten könne nämlich nicht 
zugemutet werden, die fünf Seiten lange Rechnung so zu „durchleuchten“, dass ihm eine Position 
als überflüssig auffiele, die gerade rd. 2,5 Prozent des Gesamtbetrags ausmache. Hier kam hinzu, 
dass die Rechnung mit 7.380 Euro fast 4.000 Euro unter dem Betrag von 11.300 Euro lag, den das 
Sachverständigengutachten auswies. Allein schon deshalb war es seitens der Versicherung von 
vornherein nicht notwendig, die Rechnung derart kritisch „unter die Lupe“ zu nehmen, so das AG.

QUELLE  |  AG Bergisch-Gladbach, Urteil vom 10.3.2022, 66 C 11/22, Abruf-Nr. 228133 unter www.iww.de

UNFALLSCHADEN

Welche Bagatellgrenze gilt für Sachverständigengutachten?

|  Das Amtsgericht (AG) Greifswald sieht die Bagatellgrenze für ein Gutachten nicht als festen 
Betrag. Vielmehr sei sie je nach Schadensbild, das sich dem Geschädigten als Laien zeigt, im 
Bereich von 700 bis etwa 1.000 Euro anzusiedeln.  |

Eine Schadenshöhe von 1.002,73 Euro netto liegt darüber, so das AG. Somit ist ein Gutachten 
gerechtfertigt.

QUELLE  |  AG Greifswald, Urteil vom 23.3.2022, 44 C 267/21, Abruf-Nr. 228382 unter www.iww.de

WERKSTATTREPARATUR

Probefahrtkosten als Unfallschaden erstattungsfähig
|  Probefahrtkosten werden von den Versicherern bekämpft. Eine neue Variante der dortigen 
Argumentation hatte nun das Amtsgericht (AG) Deggendorf auf dem Tisch. Die Lohnkosten 
des Meisters, der die Probefahrt mache, seien in den Gemeinkosten enthalten und damit über 
den Stundenverrechnungssatz bereits bezahlt. Dazu sagt das AG: „Abwegig“.  |

Der Arbeitnehmer, der z. B. einen neuen Kotflügel an ein Fahrzeug schraubt, erhält hierfür  
einen Arbeitslohn, der in den Gemeinkosten des Unternehmens enthalten ist. Gleichwohl müs-
sen die Arbeitswerte, die er an dem Fahrzeug erbringt, vergütet werden. Das Gleiche gilt auch 
für einen Arbeitnehmer, der anschließend eine Probefahrt durchführt, so das AG.

QUELLE  |  AG Deggendorf, Urteil vom 7.3.2022, 3 C 664/21, Abruf-Nr. 228062 unter www.iww.de
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KFZ-KASKOVERSICHERUNG

„Nachtrunk“ befreit Versicherung von Leistungspflicht
|  Kommt es zu einem Unfall, ist eine KFZ-Versicherung darauf angewiesen, von ihrem Versi-
cherungsnehmer umfassend über den Hergang informiert zu werden. Verstößt der Versiche-
rungsnehmer gegen diese Obliegenheit, kann dies im Einzelfall dazu führen, dass die Versi-
cherung von ihrer Leistungspflicht befreit ist. Über einen solchen Fall hat jetzt das Oberlan-
desgericht (OLG) Braunschweig entschieden.  |

Was war geschehen?
Der klagende Versicherungsnehmer fuhr mit seinem Fahrzeug mit einer Geschwindigkeit von 
ca. 20 km/h gegen eine Laterne. Er wartete nicht an der Unfallstelle, sondern begab sich zu dem 
nahegelegenen Haus seiner Eltern. Seine Eltern nahmen die Polizeibeamten am Unfallort in 
Empfang. Die von der Polizei ca. 1,5 Stunden nach dem Unfall entnommene Blutprobe des Klä-
gers wies 2,79 Promille auf. Der Kläger behauptete, nach dem Unfall eine Flasche Wodka (0,7 
Liter) getrunken und sich schlafen gelegt zu haben. Mit seiner Klage begehrte er den Ersatz der 
an seinem Fahrzeug entstandenen Schäden sowie die Zahlung der Reparaturkosten für die  
Laterne. Die beklagte Versicherung lehnte dies aufgrund der erheblichen Alkoholisierung des 
Klägers ab. Den behaupteten „Nachtrunk“ erachtete sie nicht als plausibel.

Landgericht hat Klage abgewiesen
Das Landgericht (LG) Braunschweig hatte die Klage zunächst abgewiesen. Es sei aufgrund des 
gesamten Akteninhalts und der erhobenen Beweise von einer alkoholbedingten absoluten 
Fahruntüchtigkeit des Klägers im Zeitpunkt des Unfalls auszugehen. Nach den vereinbarten 
Versicherungsbedingungen bestehe danach kein Versicherungsschutz. Der Kläger legte gegen 
diese Entscheidung Berufung mit der Begründung ein, der seitens des Gerichts bestellte Gut-
achter habe letztendlich nicht ausschließen können, dass der Kläger im Zeitpunkt des Unfalls 
nüchtern gewesen sei.

Oberlandesgericht bestätigt Vorinstanz
Das OLG sah hingegen keine Veranlassung, weiter aufzuklären, ob der Kläger das Fahrzeug 
alkoholisiert geführt habe, oder ob der hohe Blutalkoholwert auf einen „Nachtrunk“ zurückzu-
führen sei. Vielmehr sei zu berücksichtigen, dass der Kläger aufgrund des geltenden Versiche-
rungsvertrags nebst den allgemeinen Versicherungsbedingungen nach Eintritt eines Versiche-
rungsfalls verpflichtet ist, alles zu tun, was der Aufklärung des Schadens dient. Die Auskunfts-
pflicht erschöpft sich dabei nicht nur in der bloßen Weitergabe von Informationen. Sie erfasst 
auch das Verhalten des Versicherten am Unfallort.

Autofahrer hat Aufklärung vereitelt
Danach obliegt es dem Versicherten, den Unfallort nicht zu verlassen, ohne die erforderlichen 
Feststellungen, z. B. zum Drogen- und Alkoholkonsum des Fahrers, zu ermöglichen. Der Versi-
cherer muss die Möglichkeit haben, sämtliche mit dem Schadensereignis zusammenhängen-
den Tatsachen, aus denen sich gerade auch eine Leistungsfreiheit ergeben könnte, zu überprü-
fen. Dies hat der Kläger mit seinem behaupteten Nachtrunk vereitelt. Eine verlässliche Bestim-
mung der Blutalkoholkonzentration zum Unfallzeitpunkt, die in diesem Fall am Unfallort routi-
nemäßig zu erwarten gewesen wäre, war nicht mehr durchführbar.

Berufung zurückgenommen
Nachdem der Senat den Kläger auf seine tatsächliche und rechtliche Bewertung hingewiesen 
hatte, hat der Kläger seine Berufung gegen das landgerichtliche Urteil zurückgenommen.

QUELLE  |  OLG Braunschweig, PM vom 26.4.2022


